
von Reden, Vorträgen und Aktionen war, die künftig 
ihre Lebensarbeit ausmachten in der Erkenntnis, daß 
es hohe Verpflichtung der Frau ist, Hüterin des Lebens, 
Bewahrerin des Friedens zu sein.

Wiederholt kandidierte Edith Hoereth-Menge zum 
Bayerischen Landtag und zum Reichstag. Unermüdlich 
arbeitete sie in der Deutschen Friedensgesellschaft, der 
Internationalen Frauenliga für Frieden und Freiheit und 
im Weltfriedensbund der Mütter und Erzieherinnen. 
1945 stellte sie sich sofort wieder zur Verfügung und 
arbeitete in einer überparteilichen Frauenarbeits­
gemeinschaft in Bayern, als SPD-Sekretärin und als 
Stadträtin in München.

Im Frühjahr 1949 gründete sie gemeinsam mit dem 
Schriftsteller Adolf von Hatzfeld und weiteren Persön­
lichkeiten im Bonner Rathaus das Westdeutsche Frie­
denskomitee, dem sie seither ihre ganze Tätigkeit wid­
mete. Als sie öffentlich zur Unterschrift unter den 
Stockholmer Appell gegen die Atomwaffen aufrief, 
wurde sie auf Betreiben der rechten Führung aus der 
SPD ausgeschlossen. 1950 wurde Edith Hoereth-Menge 
Mitglied des Weltfriedensrates. Im gleichen Jahr rief sie 
zur Bildung eines Ausschusses für Volksbefragung 
gegen die Remilitarisierung und für einen Friedens­
vertrag auf. In zahlreichen Versammlungen hat sie 
unermüdlich hierfür gesprochen und sich nie gescheut, 
in der Öffentlichkeit mit Wort und Schrift für die von 
ihr als richtig erkannten Ziele einzutreten. Angriffe, 
Feindschaften und tätliche Bedrohungen verfolgten sie. 
So konnte es nicht ausbleiben, daß die lebens- und 
tatenfrohe Kämpferin für den Frieden 1952 schwer er­
krankte. Trotzdem blieb sie an der Spitze der Friedens­
bewegung undermüdldch tätig für eine bessere Welt, 
für eine Welt des Friedens.

Erwin E c k e r t  wurde am 16. Juni 1893 als ältestes 
der acht Kinder eines Hauptlehrers geboren. Schon als 
Student der Theologie und Philosophie trat er der SPD 
bei. 1919 war er Stadtvikar in Pforzheim, 1922 Pfarrer 
in Meersburg am Bodensee und zuletzt von 1927 bis 
1931 Stadtpfarrer an der Trinitatis-Kirche in Mannheim. 
Er wurde zum Abgeordneten der Landessynode gewählt 
und war Mitglied des Deutschen Evangelischen Kirchen­
tages. Als erster Vorsitzender des „Bundes religiöser 
Sozialisten Deutschlands“ und Schriftleiter der Wochen­
zeitung „Der religiöse Sozialist“ wurde er durch seine 
entschiedene Forderung nach Bewährung des Christen­
tums und der Kirche in der sich ankündigenden Neuord­
nung des gesellschaftlichen Lebens, durch sein offenes 
Bekenntnis zum Kampf der Arbeiterklasse in der brei­
testen Öffentlichkeit bekannt. Über 100 000 Mitglieder 
der badischen Landeskirche, darunter fast alle Wahl­
berechtigten seiner Gemeinde, sprachen ihm auf Unter­
schriftslisten das. Vertrauen aus, als er wegen seiner 
politischen Tätigkeit gemaßregelt werden sollte.

Seit 1919 setzte er sich, erschüttert durch die Erleb­
nisse an der Front des ersten Weltkrieges, nicht nur von 
der Kanzel, sondern auch auf großen Versammlungen 
der SPD, der Friedensgesellschaft, der Gewerkschaften 
und in öffentlichen Diskussionen leidenschaftlich für die 
Verhinderung eines neuen Krieges durch Abrüstung 
und Völkerversöhnung ein.

Erwin Eckert war ein entschlossener Gegner des 
Hitlerfaschismus, ln unzähligen Versammlungen for­
derte er zum Widerstand gegen eine zu Krieg und Ver­
nichtung führende Entwicklung auf, die allein durch die 
Einheitsfront der Arbeiterklasse und aller Werktätigen 
verhindert werden könne. 1931 trat er aus der SPD aus 
und wurde Mitglied der Kommunistischen Partei 
Deutschlands. Die Kirchenregierung enthob ihn darauf­
hin seines Amtes als Pfarrer.

Am Tage nach dem Reichstagsbrand wurde er in 
Düsseldorf verhaftet. Fast fünf Jahre mußte er in 
Gefängnissen und Zuchthäusern des Hitlerregimes zu­
bringen. Aber ungebrochen durch die Verfolgungen 
beteiligte er sich 1945 maßgeblich an der Gründung der 
antifaschistischen Bewegung und wurde Vorsitzender 
der Kommunistischen Partei Südbadens. Dem ersten 
südbadischen Kabinett gehörte er als Staatsrat und bis 
1947 der Provisorischen Regierung als Staatskommissar 
für den Wiederaufbau an. Als Abgeordneter des badi­
schen Landtages nach der Konstituierung des Südwest­
staates im Parlament Baden-Württembergs setzte er 
von 1947 bis 1956 seine Bemühungen um das friedliche

Zusammenleben und die Zusamenarbeit der Völker 
fort.

Über vier Jahrzehnte seines Lebens galten dem 
Kampf um die Verhinderung des Krieges, dem Kampf 
um Völkerverständigung und Frieden. Es ist darum nur 
allzu verständlich, daß Erwin Eckert 1950 zu einem der 
Vorsitzenden des Westdeutschen Friedenskomitees und 
auf dem 2. Weltfriedenskongreß in Warschau im glei­
chen Jahr zum Mitglied des Weltfriedensrates gewählt 
wurde.

Zum dritten Mal steht Erwin Eckert um dieses 
Kampfes willen vor einem Gericht: das erste Mal beim 
Kirchengericht in Karlsruhe, das zweite Mal, weil er 
die hitlerische Gewaltherrschaft bekämpfte, und jetzt 
vor einem Gericht des klerikal-militaristischen Bonner 
Staates.

Walter D i e h l ,  am 10. April 1927 als Sohn eines 
Winzers geboren, wurde 16jährig Luftwaffenhelfer, ein 
Jahr später Infanterist und geriet in Frankreich in 
Gefangenschaft. 1946 holte er das Abitur nach und 
studierte zunächst am Auslands- und Dolmetscher- 
Institut der Universität Mainz, wo er Vertrauensstudent 
der evangelischen Studentengemeinde des Instituts und 
später Vorsitzender des Allgemeinen Studentenaus­
schusses war. Nach der Diplomprüfung als Dolmetscher 
studierte er noch zwei Jahre Theologie und Philosophie 
und wurde nach kurzer Verlagstätigkeit 1953 in die 
Leitung des Westdeutschen Friedenskomitees gewählt, 
nachdem er im Jahre 1950 bereits Mitglied des Welt­
friedensrates geworden war.

Walter Diehl sagt von sich selbst: „In die praktische 
Arbeit für den Frieden wurde ich durch die Bekennende 
Kirche eingeführt, als im Jahre 1950 der Widerstand 
gegen die Wiederaufrüstung begann. Durch den Stock­
holmer Appell des Weltfriedensrates gegen die Atom­
waffen, für den ich in meiner Heimatgemeinde 370 
Unterschriften sammelte, kam ich in Verbindung mit 
dem Friedenskomitee, dessen Arbeit der Festigung des 
demokratischen Gemeinwesens auf der Basis einer 
Politik der Verhandlungen und der Verständigung und 
dem Kampf gegen die Sinnlosigkeit des Krieges und 
gegen die mörderischen Atomwaffen gilt. Hier und im 
Weltfriedensrat lernte ich die entscheidende Bedeutung 
der Koexistenz im Atomzeitalter begreifen, und seither 
gilt meine ganze Tätigkeit der Durchsetzung dieses 
Prinzips der friedlichen Koexistenz.“

Um einen Gesamteindruck auch von den übrigen 
Friedenskämpfern, die gegenwärtig im Düsseldorfer 
Gerichtssaal mit allem Nachdruck für ihre Sache ein- 
treten, zu gewinnen, sei abschließend der Lebensweg 
von Gerhard W o h l r a t h  geschildert. Er wurde am 
10. August 1907 geboren und erlernte nach dem Besuch 
der Volksschule das Schreinerhandwerk. Nach Wander­
jahren 1929/30 wurde er in Leipzig Gewerkschafts­
sekretär und dort nach der Gleichschaltung der Gewerk­
schaften 1933 wegen „Vorbereitung zum Hochverrat“ 
strafrechtlich verfolgt. Die Verfolgung durch das Hitler­
regime zwang ihn zur Emigration. Er gehörte zu denen, 
die sich in Spanien dem Faschismus mit der Waffe in 
der Hand entgegenstellten und das andere Deutsch­
land repräsentierten — dies zu einer Zeit, da aktive 
Hitlerfaschisten, die heute im Bonner Staat wieder 
führende Positionen einnehmen, den deutschen Namen 
besudelten.

Als Mitglied der KPD beteiligte sich Gerhard Wohl­
rath nach 1945 in Singen/Hohentwiel maßgeblich am 
Wiederaufbau. Damals nahm er auch seine journa­
listische Tätigkeit wieder auf und arbeitete in der 
Redaktion der Konstanzer Zeitung „Südkurier“. Seit 
seiner frühesten Jugend politisch tätig, hat er sich 
immer für die Völkerverständigung eingesetzt. Schon 
früh schloß er sich der Friedensbewegung an, wo er 
auf Grund seiner Kenntnisse schon bald zu verant­
wortlicher Mitarbeit herangezogen wurde.

*

Die Hauptverhandlung begann am 10. November 1959 
gleich mit einem ersten Höhepunkt. Obwohl der Ermitt­
lungsrichter des Bundesgerichtshofes im Verlauf der 
Voruntersuchung die Vernehmung von Edith Hoereth- 
Menge mehrfach wegen ihres angegriffenen Gesund­
heitszustandes unterbrechen mußte und obwohl dem 
Bundesgerichtshof seit langer Zeit Atteste mehrerer
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